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Digitale Patientenakte, 
technische Probleme

Die elektronische Patientenakte (ePA) sollte 
Mitte Februar bundesweit starten (→ BIO-

SKOP Nr. 108). Inzwischen hat das Bundesge-
sundheitsministerium (BMG) die Einführung 
auf April verschoben, doch auch daraus wird 
wohl nichts werden. Denn die ePA-Testphase, 
die seit Mitte Januar in rund 300 Arztpraxen, 
Apotheken und Kliniken in Hamburg, Franken 
und Teilen Nordrhein-Westfalens läuft, war bis-
lang nicht wirklich erfolgreich. Bei einer Befra-
gung von 122 Pilotpraxen in NRW im Zeitraum 
26. Februar bis 4. März gaben zwei Drittel der 
Teilnehmenden an, die ePA sei für sie derzeit 
gar nicht oder nur teilweise nutzbar. Probleme 
gebe es beim Übertragen von Daten in die 
digitale Medikationsliste, auch Zugriffe auf die 
Aktensysteme funktionierten noch nicht.

Angesichts solcher Erfahrungen hat die  
Vertreterversammlung der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung das BMG am 7. März aufge-
fordert, die Testphase zu verlängern. Die ePA 
dürfe erst dann bundesweit eingeführt werden, 
wenn die erkannten technischen Mängel be-
hoben und auch alle Sicherheitsschwachstellen 
geschlossen seien, auf die der Chaos Computer 
Club schon Ende Dezember hingewiesen hatte. 
Gesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) 
hatte eilig erklärt, die ePA werde bundesweit 
nur starten, wenn sie vollständig sicher sei. Ob 
er dann noch im Amt sein wird, ist ungewiss.

Die ePA wird automatisch von den Kranken- 
kassen für alle gesetzlich Versicherten angelegt.  
Wer das nicht will, muss aktiv werden und  
Widerspruch einlegen. Tipps und Infos stehen  
auf der unabhängigen Webseite https://wider 
spruch-epa.de . Dass die verpflichtende Aufklä-
rung seitens der Kassen verbesserungsbedürftig 
ist, zeigte auch eine stichprobenartige Auswer-
tung des Verbraucherzentrale Bundesverbands 
(→ BIOSKOP Nr. 108). Die Widerspruchsquo-
ten liegen laut Krankenkassen, Stand Mitte 
Februar, bei vier bis sieben Prozent.

Die Freiwilligkeit der ePA-Nutzung könnte 
beizeiten abgeschafft oder untergraben werden. 
Eine fragwürdige Rabattidee hatte Friedrich 
Merz Anfang Februar ins Gespräch gebracht. 
Dem Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND) 
sagte der CDU-Kanzlerkandidat, wer Daten-
schutzbedenken zurückstelle und die ePA 
»voll umfänglich« nutze, könnte künftig »zum 
Beispiel zehn Prozent niedrigere Krankenver-
sicherungsbeiträge zahlen«. »Der Vorteil wäre« 
für Merz, dass »Datennutzung im Vordergrund 
stehen würde und wir das System moderner 
aufstellen könnten«. 
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»Kritisch hinterfragen«

Die Kassenärztliche Bundes­
vereinigung (KBV) vertritt 
die Interessen von 187.000 
niedergelassenen Ärzt*innen 
und Psychotherapeut*innen. 
Fortbildungen mit Sponsoring 
von Pharmafirmen findet die 
KBV grundsätzlich in Ord­
nung; sie bittet Teilnehmende 
aber, »einiges zu beachten«. 
Tipps stehen auf der KBV-
Webseite, Rubrik: »Richtig 
kooperieren«. Bei gespon­
serten Fortbildungen sollten 
Ärzt*innen »unbedingt darauf 
achten, dass sie dort wirk­
lich neutrale Informationen 
erhalten und Interessen­
konflikte offen gelegt sind«, 
zitiert die KBV den Justiziar 
der Ärztekammer Nieder­
sachsen, Karsten Scholz. »Es 
wäre nicht in Ordnung, wenn 
der Referent die entspre­
chende Vortragsfolie mit 
Hinweisen zum Sponsoring 
nur für Sekundenbruchteile 
zeige.« Heikel könne es sein, 
wenn Teilnehmende nur eine 
geringe Tagungsgebühr zah­
len müssten und sogar diese 
noch erstattet bekämen.  
»Dann stellt sich die Frage  
nach einer versteckten Ge­
genleistung«, so Scholz zur 
KBV. Ob etwa eine »unausge­
sprochene Zusage« vorliege,  
»bestimmte Pharmaproduk­
te häufiger zu verordnen«. 
Krankenkassen, warnt die 
KBV, »könnten gerade die 
Verordnung teurer Original­
präparate als Anlass sehen, 
sich Vielverordner in den 
Stellen zur Bekämpfung von 
Fehlverhalten im Gesund­
heitswesen genauer anzu­
sehen«. Bei Verdacht auf 
Korruption drohten Straf­
verfahren und Praxisdurch­
suchungen. Die KBV rät 
zur Sensibilität: »Nach der 
Veranstaltung können Ärzte 
einen Selbstcheck machen 
und sich fragen, ob sich ihr 
Verordnungsverhalten verän­
dert hat und worauf sie dies 
zurückführen. Zugleich sollten 
sie das Gelernte mit Blick auf 
›neutrale‹ Informationen, zum 
Beispiel der Arzneimittelkom­
mission der deutschen Ärzte­
schaft, kritisch hinterfragen.«
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Sponsoring in 
Frage gestellt
Ärzt*innen sind verpflichtet, sich kontinuier

lich berufsbegleitend fortzubilden. Finan- 
zielle Hilfe kommt oft von Pharmaunternehmen: 
Sie sponsern viele der verfügbaren Fortbildungs- 
angebote für Heilberufler*innen mit mehr oder 
weniger hohen Euro-Beträgen – auch in der 
Hoffnung, die Teilnehmer*innen für ihre Pro-
dukte einnehmen zu können. Im Mai 2024 hat 
der Deutsche Ärztetag eine reformierte (Muster-)
Fortbildungsordnung (MFBO) beschlossen –  
mit dem Ziel, für Qualität, Neutralität und 
Transparenz zu sorgen (→  BIOSKOP Nr. 106). 
Um rechtsverbindlich zu werden, müssen die 
Vorgaben von den 17 Landesärztekammern 
jeweils umgesetzt werden.

Transparency International (TI) und die 
Ärzt*innen-Initiative Mezis haben die verschärf-
ten Muster-Regelungen ausdrücklich begrüßt, 
»da sie einen bedeutenden Schritt hin zu einer 
Fortbildung darstellen, die frei von kommerziel
len Einflüssen ist«. In einer gemeinsamen Stel-
lungnahme vom 8. Januar 2025 bewerten sie die  
Vorgaben aber als »nicht ausreichend«; die MFBO- 
Regelung zur Offenlegung von Interessenkon-
flikten sei »zu ungenau, um den Beteiligten eine 
klare Einschätzung zu ermöglichen«. TI und 
Mezis kritisieren zudem grundsätzlich, dass auch 
nach den reformierten Bedingungen die Mög-
lichkeit bestehen bleibe, »dass Fortbildungsveran-
staltungen vollumfänglich oder überwiegend von 
Sponsoren finanziert werden«. Dies berge das 
»Risiko«, dass sie »weiterhin als Teil einer umfas-
senden Marketingstrategie genutzt« werden.	

Ärzt*innen, die für ihre notwendigen Fort-
bildungen auf Sponsoren mit kommerziellen 
Interessen angewiesen seien, könnten »erfah-
rungsgemäß kaum unabhängig« sein, meinen TI 
und Mezis. Sie verweisen zudem darauf, dass die 
Arzneimittelkommission der deutschen Ärzte-
schaft seit über zehn Jahren fordere, die Landes-
ärztekammern sollten für gesponserte Fortbil-
dungen »generell keine CME-Punkte« vergeben, 
mit denen Ärzt*innen die Teilnahme an aner- 
kannten Fortbildungen nachweisen können.  
Auch regen Fachleute immer mal wieder an, das  
Sponsern von Fortbildungen für Mediziner*in
nen per Gesetz zu verbieten. 

Trotz der grundsätzlichen Kritik machen 
TI und Mezis auch diverse Verbesserungsvor
schläge, die Landesärztekammern in ihren 
Ausführungsvorschriften zur Anerkennung von 
Fortbildungen aufnehmen sollten. Wer diese im 
Detail nachlesen möchte, kann dies online tun: 

https://mezis.de/stellungnahme-mezis-und-ti- 
transparenzmangel-bei-aerztlicher-fortbildung�


